
Satzung der Gemeinde Balow über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.05.2024 (GVOBI. M-V, S. 270), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18.03.2025 (GVOBI. M-V S. 130, 136) und der §§ 1 - 3, 17 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Mecklenburg -Vorpommern (KAG M-V) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12.04.2005 (GVOBI. M-V S. 146) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26.05.2023 (GVOBI. M-V S.650) wird nach Beschlussfassung durch die 
Gemeindevertretung Balow vom 08.12.2025 nachfolgende Satzung erlassen: 

§ 1 
Steuergegenstand 

Die Gemeinde Balow erhebt eine Hundesteuer. Gegenstand der Steuer ist das Halten von 
Hunden im Gemeindegebiet einschließlich der Ortsteile. 

§2 
Steuerschuldner, Haftung 

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. 
(2) Halter eines Hundes ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse seiner 

Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt aufgenommen hat. 
(3) Alle in einem Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam 

gehalten. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner. 

(4) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe oder zum Anlernen hält und nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der 
Steuer befreit ist. 

(5) Maßgebend ist der Hauptwohnsitz des Hundehalters. 
(6) Ist der Halter eines Hundes nicht zugleich Eigentümer, so haftet der Eigentümer neben 

dem Steuerschuldner als Gesamtschuldner. 

§3 
Gefährliche Hunde 

(1) In Verbindung mit der gültigen Verordnung des Landes Mecklenburg-Vorpommerns über 
das Führen und Halten von Hunden (HundehVO M-V) gelten die Hunde als gefährlich, 

1. bei denen eine durch Zucht, Ausbildung oder Abrichten herausgebildete, über das 
natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine 
andere, in ihrer Wirkung vergleichbaren Mensch- oder Tiergefährdende Eigenschaft 
besteht, 

2. die einen Menschen oder ein Tier durch Biss geschädigt haben, ohne selbst 
angegriffen oder dazu durch Schläge oder in ähnlicher Weise provoziert worden zu 
sein (bissige Hunde), 

3. die wiederholt Menschen gefährdet haben, ohne selbst angegriffen oder provoziert 
worden zu sein, oder wiederholt Menschen in gefahrdrohender Weise angesprungen 
haben, 
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4. die durch ihr Verhalten wiederholt gezeigt haben, dass sie unkontrolliert Wild oder 
andere Tiere hetzen oder reißen soweit dies nicht die Grundsätze weidgerechter Jagd 
erfordern. 

(2) Die örtliche Ordnungsbehörde prüft die ihr angezeigten Vorfälle bzw. Hinweise und stellt 
bei Vorliegen des Absatzes 1 die Gefährlichkeit des Hundes fest. 

§4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuer ist eine Jahresaufwandssteuer. Sie entsteht am 1. Januar des Kalenderjahres. 
Wird der Hund im laufe des Jahres in den Haushalt aufgenommen, entsteht die Steuer 
mit dem 1. des Kalendermonats, der auf die Aufnahme des Hundes in den Haushalt folgt. 
Bei Hunden, die als Welpen in den Haushalt aufgenommen werden oder die dem Halter 
durch Geburt von einer ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht 
frühestens mit dem 1. des Kalendermonats, in dem der Hund vier Monate alt wird. 

(2) Die Steuerpflicht entsteht auch dann, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf 
Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. In solchen Fällen 
beginnt die Steuerpflicht rückwirkend mit dem 1. des Monats, in dem der Hund in den 
Haushalt aufgenommen worden ist, es sei denn, es kann durch den Eigentümer des 
Hundes schriftlich nachgewiesen werden, dass für die bisherigen zwei Monate bereits 
Hundesteuer gezahlt worden ist. 

(3) Die Steuerpflicht endet zum Ablauf des Kalendermonats, zu dem das Ableben des Hundes 
durch tierärztlichen Nachweis festgestellt worden ist. Wird die Beendigung der 
Hundehaltung ohne tierärztlichen Nachweis angezeigt, endet die Steuerpflicht mit Ablauf 
des Monats, in dem die Anzeige erfolgt. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des auf den 
Zuzug folgenden Kalendermonats; die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, 
in den der Wegzug fällt. 

§5 
Festsetzung und Fälligkeit 

(1) Die Hundesteuer wird für ein Kalenderjahr, beginnend am 01.01. eines Jahres, durch 
Bescheid festgesetzt. 

(2) Entsteht die Steuerpflicht im laufe des Kalenderjahres, so wird die Steuer anteilig für den 
Erhebungszeitraum durch Bescheid festgesetzt, beginnend mit dem 1. des Monats, der 
auf den Beginn der Hundehaltung folgt. 

(3) Die Steuer wird vierteljährlich am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November mit 
einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 
Beginnt die Steuerpflicht erst im laufe des Kalenderjahres, so ist die Steuer in einem 
Betrag einen Monat nach Zugang des Bescheides fällig. Hat der Steuerpflichtige bei der 
Anmeldung eines Hundes eine jährliche Zahlungsweise beantragt, wird diese zum 01.07. 
eines Jahres fällig. 

§6 
Steuermaßstab und Steuersätze 
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(1) Die Steuer beträgt in der Gemeinde Balow und allen Ortsteilen im Kalenderjahr 

1. für den ersten Hund eines Haushaltes 

2. für den zweiten Hund eines Haushaltes 

3. für den dritten und jeden weiteren Hund eines Haushaltes 
4. für den ersten und jeden weiteren gefährlichen Hund eines Haushaltes 

40,-€ 

60,- € 

90,-€ 
550- € 

(2) Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 7 gewährt wird, werden bei der Berechnung 
der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt. 

(3) Besteht die Steuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, so ermäßigt sich die 
Steuer auf den der Dauer der Steuerpflicht entsprechenden Teilbetrag. 

§7 
Steuerbefreiung 

( 1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 
1. Assistenzhunde im Sinne des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 

mit Ausbildung und Zertifikat gemäß §§ 12f und 12g BGG. 
2. Hunde, die ausschließlich zum Schutz und zur Hilfe von Menschen benötigt werden, 

die blind, sehbehindert, gehörlos, schwerhörig oder in sonstiger Weise hilflos sind; die 
Steuerbefreiung wird von der Vorlage des Schwerbehindertenausweises mit den dort 
eingetragenen Merkzeichen „BI", ,,hS", ,,aG", BI", ,,GI" oder „H" abhängig gemacht. 

3. Therapiehunde, die für eine tiergestützte medizinische Behandlung (beispielsweise im 
Rahmen einer Psychotherapie, Ergotherapie, Physiotherapie, Sprach- und 
Sprechtherapie) eingesetzt werden. Zur Gewährung der Befreiung ist ein 
Ausbildungszertifikat als Therapiebegleithund vorzulegen sowie der Einsatz im 
therapeutischen bzw. pädagogischen Bereich nachzuweisen. 

4. Diensthunde staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, die 
ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt werden. 

5. Sanitäts- und Rettungshunde, die von anerkannten Sanitäts- oder 
Zivilschutzeinrichtungen gehalten werden. 

6. Gebrauchshunde, die ausschließlich zur Bewachung von Herden gehalten werden. 
7. Hunde, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder 

ähnlichen Einrichtungen bzw. Vereine untergebracht worden sind. 

(2) Eine Steuerbefreiung gilt nicht für gefährliche Hunde (siehe§ 3). 

§8 
Steuerermäßigung 

(1) Die Steuer kann auf Antrag auf 50 v. H. des Steuersatzes nach§ 6 ermäßigt werden für: 
1. Hunde, die zur Bewachung von Wohngebäuden benötigt werden, welche von dem 

nächsten bewohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen. 
2. Hunde, die nachweislich ständig an Bord von Binnenschiffen gehalten werden. 
3. Hunde, die nachweislich von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes 

oder von Einzelwächtern zur Ausübung des Wachdienstes benötigt werden. 
4. Hunde, die als Melde-, Sanitäts-, Fährten-, Schutz- oder Rettungshunde gehalten und 

verwendet werden, eine Prüfung von anerkannten Leistungsrichtern mit Erfolg 
abgelegt haben und nicht bereits nach § 7 Abs. 1 Nr. 5 von der Steuer befreit sind. 

5. Hunde, die eine zertifizierte Besuchshundeprüfung abgelegt haben und gemeinsam 
mit ihren Hundehaltern ehrenamtlich soziale Einrichtungen besuchen. 
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6. Jagdgebrauchshunde von Forstmitarbeitern und bestätigten Jagdaufsehern, die zum 
Jagd- und Forstschutz eingesetzt werden und die eine Brauchbarkeitsprüfung nach der 
gültigen Landesverordnung zur Prüfung von Jagdhunden in Mecklenburg-Vorpommern 
(JagdHBVO M-V) mit Erfolg abgelegt haben und ausschließlich oder überwiegend 
jagdlich verwendet werden. Das Prüfungszeugnis ist bei Antragstellung vorzulegen. 

(2) Hundehalter, die einen Hund aus einem Tierheim oder ähnlichen Tierschutzeinrichtungen 
übernehmen, können unter Vorlage des Übernahmevertrages mit dem Tierheim eine 
Ermäßigung der Hundesteuer auf 50 v.H. beantragen. Die Steuerbefreiung beginnt am 
Ersten des Monats, der dem Beginn der Hundehaltung folgt und gilt für einen Zeitraum von 
zwei Jahren. Dies gilt nicht für gefährliche Hunde (§ 3). 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 und 6 ist die Ablegung der Prüfung durch das Vorlegen 
eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes in geeigneter 
Weise glaubhaft zu machen. Das Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein. Alle 
zwei Jahre ist diese Steuerermäßigung unter Vorlage eines gültigen Prüfungszeugnisses 
und eines Nachweises über regelmäßige Einsätze erneut zu beantragen. 

(4) Eine Steuerermäßigung gilt nicht für gefährliche Hunde(§ 3). 

§9 
Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 

(Steuervergünstigung) 

(1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung beginnt diese frühestens 
zum 1. des Kalendermonats, der auf die Antragstellung folgt. 

(2) Steuerbefreiung und Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 
1. Hunde, für die die Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den 

angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft 

worden ist und 
3. für die Hunde geeignete den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende 

Unterkunftsräume vorhanden sind. 
(3) Der Antrag auf Steuervergünstigung ist spätestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, 

in dem die Steuervergünstigung wirksam werden soll, schriftlich oder auf elektronischem 
Weg zu stellen. Bei verspätetem Antrag tritt die Steuervergünstigung für den nach Eingang 
des Antrages beginnenden Kalendermonat ein, wenn die Voraussetzungen für die 
beantragte Steuervergünstigung vorliegen. 

( 4) Die Steuervergünstigung gilt nur für den Eigentümer und den Halter, für den sie beantragt 
und bewilligt worden ist. 

§ 10 
Anzeigepflichten 

(1) Wer im Gebiet der Gemeinde Balow und den Ortsteilen einen Hund hält, hat dies innerhalb 
von 14 Kalendertagen nach dem Beginn der Hundehaltung mit dem entsprechenden 
Antragsformular schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. 

(2) In den Fällen des § 4 Absatz 2 muss die Anzeige innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Tage erfolgen, an dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist. Gilt ein 
Hund im Sinne von § 3 als gefährlich, hat der Hundehalter auch die Gefährlichkeit des 
Hundes anzuzeigen. Endet die Haltung eines gefährlichen Hundes, gilt dies entsprechend. 

(3) Endet die Hundehaltung bzw. ändern oder entfallen die Voraussetzungen für eine 
gewährte Steuervergünstigung, so ist dieses innerhalb von 14 Kalendertagen anzuzeigen. 
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Im Falle der Abgabe des Hundes ist der Name und die Anschrift des neuen Halters 
anzugeben. 

(4) Erlangt das zuständige Amt für Veterinär- und Lebensmittelüberwachung Kenntnis von der 
Gefährlichkeit eines Hundes, können die für die Besteuerung erheblichen Daten an die für 
die Erhebung der Steuer zuständige Stelle übermittelt werden. 

(5) Hundehalter, Grundstückseigentümer, Haushalts- und Betriebsvorstände und deren 
Stellvertreter sind verpflichtet, den von der örtlichen Ordnungsbehörde Beauftragten auf 
Nachfrage über die auf dem Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und 
deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. 

§ 11 
Steuermarken 

(1) Jeder Hundehalter erhält nach der Anmeldung eines Hundes einen Steuerbescheid und 
eine Steuermarke. 

(2) Hunde dürfen außerhalb einer Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesitzes nur mit 
einer gültigen und sichtbar befestigten Steuermarke geführt werden. Wird die Steuermarke 
nicht vom Hund getragen, hat der Halter bzw. der Aufseher des Hundes die Steuermarke 
mitzuführen. 

(3) Der Hundehalter ist verpflichtet, dem von der örtlichen Ordnungsbehörde Beauftragten die 
gültige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen. 

(4) Bei Verlust der Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag eine neue Steuermarke 
gegen eine Gebühr ausgehändigt. Die Gebühr richtet sich nach der gültigen Satzung der 
Stadt Grabow über die Erhebung von Verwaltungskosten. 

(5) Mit Abmeldung eines Hundes(§ 11 Absatz 3) ist die Steuermarke innerhalb von 14 Tagen 
an das Amt Grabow zurückzugeben. 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Abgabenpflichtige, die den Bestimmungen der §§ 9 - 11 dieser Satzung nicht, nicht 
rechtzeitig oder nur unvollständig nachkommen und es dadurch ermöglichen, Abgaben zu 
verkürzen oder nichtgerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen, handeln im Sinne von § 
17 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KAG M-V) 
ordnungswidrig. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden. 

§ 13 
Datenverarbeitung 

(1) Zur Ermittlung der Steuerschuldner und zur Festsetzung der Steuer im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung sind die Erhebung und die Verarbeitung folgender Daten 
gemäß den datenschutzrechtlichen Bestimmungen, im Besonderen gemäß des 
§§ 3 - 8 Landesdatenschutzgesetzes (DSG M-V) vom 22.Mai 2018 (GVOBI. M-V 2018, 
193) durch die Gemeinde Balow zulässig: 

Personenbezogene Daten werden erhoben über: 
1. Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum, Telefonnummer und ggf. 

Kontoverbindung des Steuerschuldners, 
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2. Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum, Telefonnummer eines evtl. Handlungs­ 
oder zustellungsbevollmächtigten. 

§14 
1 nkrafttreten 

Die Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 01.01.2015 außer Kraft. 

Balow, den 19.01.2026 

kvk~J 
Kriemhild Kant 
Bürgermeisterin 
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